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ENDE MIT SCHRECKEN 

Rezension von: Manfried Rauchen­
steiner, Der Tod des Doppeladlers. 
Österreich-Ungarn und der Erste 

Weltkrieg, Verlag Styria, Graz, Wien, 
Köln 1 993, 7 1 9  Seiten, öS 690,-. 

Nach siebenjähriger Arbeit, wäh­
rend der er die bisherige Quellen­
grundlage vor allem in osteuropäi­
schen Archiven erheblich erweiterte, 
legte Rauchensteiner, Direktor des 
Heeresgeschichtlichen Museums in 
Wien, sein großes Werk über den Un­
tergang der Doppelmonarchie im Er­
sten Weltkrieg vor. Im Vordergrund 
der Darstellung stehen die außen- und 
innenpolitischen sowie die militärge­
schichtlichen Aspekte, auch der So­
zial- und Wirtschaftsgeschichte wird 
einiger Raum zugestanden. Themen 
wie Kriegspropaganda, Massenme­
dien, Verarbeiten des Geschehens in 
der zeitgenössischen Kunst etc. kom­
men hingegen nicht vor. Von einer hi­
storischen Gesamtschau kann somit 
nicht gesprochen werden. 

Eine weitere Einschränkung be­
trifft die Behandlung der beiden 
Reichsteile. Bei der Darstellung und 
der Analyse der innenpolitischen 
Entwicklungen liegt der Schwer­
punkt eindeutig auf der Österreichi­
schen Reichshälfte, während Ungarn 
nur am Rande behandelt wird. Wer 
somit den Titel des Buches ernst 
nimmt und eine ausführliche Darle­
gung und Würdigung der ungarischen 
Innenpolitik erwartet, erlebt eine 
Enttäuschung. 

Eingehend befaßt sich Rauchenstei­
ner mit der Juli-Krise 1914 und der 
Kriegsschuldfrage. Mit vielen neuen 
Einzelheiten bestätigt er, was Fritz 
Fischer (1) und andere Historiker in 
den vergangenen Jahrzehnten ermit-
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telten: In Wien gewannen nach dem 
Attentat vom 28.  Juni die Befürworter 
einer militärischen Lösung des Pro­
blems Serbien rasch die Oberhand. 
"Der Krieg wurde herbeigeführt. Mehr 
noch: Er wurde entfesselt. Und Öster­
reich-Ungarn war es, das die Fesseln 
löste. Das Deutsche Reich aber führte 
ihm immer dann die Hand, wenn diese 
zittrig zu werden drohte. Es trug aber 
auch Rußland sein gerütteltes Maß zur 
Entfesselung bei, und auch alle ande­
ren Staaten setzten Handlungen oder 
unterließen solche, die dann nachträg­
lich zur Feststellung führten: Hätte 
. . . .  ! "  (S. 67) 

Die deutsche Rolle in der Juli-Krise 
bestand zunächst darin, Österreich­
Ungarn Rückendeckung für den ins 
Auge gefaßten militärischen Schlag zu 
geben: Kaiser Wilhelm und Reichs­
kanzler Bethmann Rollweg stellten 
mit dieser Zusage den sog. "Blan­
koscheck" aus. In der Folge handelten 
die Entscheidungsträger in Wien stets 
im Bewußtsein desselben. Der Unter­
schied zwischen Wien und Berlin war, 
daß die politische und die militärstra­
tegische Sicht in Wien weitestgehend 
auf das Problem Serbien beschränkt 
blieb - eine allerdings völlig unreali­
stische Sicht, wie sich rasch heraus­
stellen sollte. Was die österreichisch­
ungarischen Verantwortlichen führen 
wollten, war ein isolierter "Dritter 
Balkankrieg. " In "Berlin hingegen 
wurde über den großen Krieg nachge­
dacht" (S. 72),  dort war man durchaus 
bereit, das Risiko eines europäischen 
Krieges einzugehen. 

Die operative Planung des deut­
schen Generalstabs ließ der eigenen 
Außenpolitik keinen Spielraum: Im 
Falle eines Krieges mit Rußland, wel­
ches Serbien gegen die österreichisch­
ungarische Drohung unterstützte, 
sollte gemäß Schlieffen-Plan zuerst 
Frankreich mit Macht - durch das 
neutrale Belgien - angegriffen und ge­
genüber Rußland nur hinhaltend 
gekämpft werden. Infolgedessen be­
kam die Entwicklung eine Eigendyna-
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mik und geriet schließlich vollends 
außer Kontrolle. 

Die mit schweren Verlusten verbun­
denen Niederlagen in Serbien und Ga­
lizien machten der Euphorie der ersten 
Kriegswochen rasch ein Ende. Öster­
reich-Ungarn mußte um seine Selbst­
behauptung ringen, nicht nur gegen­
über den feindlichen Alliierten, son­
dern in zunehmendem Maße auch ge­
genüber dem Deutschen Reich. Die 
von Anfang an gegebene Abhängigkeit 
in der Außenpolitik erstreckte sich 
bald auch auf den militärischen Be­
reich: Im September 1916  wurde auf 
deutsches Drängen hin die "Gemein­
same Oberste Kriegsleitung" einge­
richtet, womit der deutsche Kaiser das 
letzte Wort erhielt. 

In die rüstungswirtschaftliche Ab­
hängigkeit vom Deutschen Reich ge­
riet Österreich-Ungarn mit der Einbe­
ziehung in das sog. "Hindenburg-Pro­
gramm" ab November 1916 .  Letzteres 
strebte auch in Österreich die Errich­
tung zusätzlicher Rüstungsfabriken 
an, obwohl die 1916  bestehenden Ka­
pazitäten zur Deckung des Bedarfs des 
k. u. k.-Heeres ausreichten. Die ge­
steckten Produktionsziele waren viel­
fach unrealistisch. Der Mangel an sel­
tenen Metallen und anderen Rohstof­
fen sowie die fehlenden Transportka­
pazitäten begrenzten den Produkti­
onsanstieg. Die ehrgeizigen Anstren­
gungen führten zur rapiden Erschöp­
fung von knappen Rohmaterialreser­
ven und trugen zur Verschlechterung 
der Versorgungslage der Bevölkerung 
bei. Letztlich endete das "Rinden­
burg-Programm" sowohl in Österreich 
als auch in Deutschland im Chaos. 

In ein Satellitenverhältnis herabge­
drückt wurde Österreich-Ungarn 
schließlich im Gefolge der sog. "Six­
tus-Affäre" .  Das Bündnis in der bishe­
rigen Form war tot, aus der "Gemein­
samen Obersten Kriegsleitung" wurde 
im Mai 1 9 1 8  die "Oberste Kriegslei­
tung. " Kaiser Karl begab sich damit in 
volle Abhängigkeit gegenüber dem 
Deutschen Reich, die Vereinbarungen 
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von Spa und Berlin bildeten eine Art 
Kapitulation einer selbständigen 
Außen- und Militärpolitik Zugleich 
erlosch damit jede Hoffnung auf wei­
tere Friedensgespräche der Alliierten 
mit Österreich-Ungarn. 

Eine der großen Stärken Rauchen­
steiners liegt in der Darlegung über­
greifender Zusammenhänge zwischen 
politischen, wirtschaftlichen und mi­
litärischen Entwicklungen. An der 
Frage der Nahrungsmittelversorgung 
der Österreichischen Bevölkerung wird 
dies besonders deutlich. Trotz frühzei­
tiger Bewirtschaftungsschritte wurde 
die Ernährungssituation in Österreich 
bereits im Herbst 1 9 16 kritisch: Die 
Importe aus Rumänien sanken dra­
stisch, die Kornkammer Galizien fiel 
aus, insgesamt war der Ertrag an Ge­
treide in Cisleithanien 1916  gegenüber 
1913  auf weniger als die Hälfte gefal­
len! Entscheidend aber war die kom­
promißlose Haltung der ungarischen 
Regierung in bezug auf die geforderten 
Nahrungsmittellieferungen: Die un­
garischen Getreideexporte nach Cis­
leithanien erreichten trotz der ver­
zweifelten Lage in weiten Teilen der 
Österreichischen Reichshälfte 1 9 1 6  nur 
noch rund drei Prozent des Vorkriegs­
volumens. Die Getreidevorräte dien­
ten der ungarischen Regierung als po­
litisches Druckmittel in den Verhand­
lungen über einen neuen Ausgleich mit 
Österreich. 

Die vom rein militärischen Stand­
punkt aus so erfolgreiche Offensive in 
Oberitalien im Herbst 1 9 1 7  (Durch­
bruch bei Flitsch und Tolmein, Vor­
stoß bis an den Piave) erwies sich un­
ter den Aspekten der Gesamtkriegs­
führung als Pyrrhussieg, als Offensive 
auf Kosten des Hinterlandes. Während 
ein Großteil der Eisenbahnwaggons 
der Monarchie dem Transport von 
Truppen und Kriegsmaterial diente, 
war in den Lagerhäusern der Städte 
kaum noch Kohle zu finden und konn­
te das Anlegen von Nahrungsmittelre­
serven für den Winter nicht bewerk­
stelligt werden. 3 00.000 italienische 
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Kriegsgefangene mußten zusätzlich 
versorgt werden. Der Hungerwinter 
1 9 17/18 in den Österreichischen Städ­
ten zeichnete sich ab. Offensive und 
ausreichende Versorgung des Hinter­
landes schlossen einander bereits aus ! 
Und Ungarn war - schon aus innenpo­
litischen Gründen - weniger denn je 
zum Nachgeben bereit. Der ungarische 
Ernährungsminister erklärte: "Wenn 
Österreich nichts zu essen hat, soll es 
keinen Krieg führen" .  (S. 526) 

Auch der "Brotfrieden" mit der 
Ukraine vom 9 .  Februar 1918  brachte 
nicht die erhoffte Verbesserung der 
Versorgungssituation. Der Aufmarsch 
für die letzte Offensive der Monarchie 
an der Piavefront im Frühjahr 1918  er­
folgte erneut zwangsläufig zu Lasten 
des Hinterlands, wo zur gleichen Zeit 
die Versorgung bereits kollabierte. Die 
Unterversorgung hatte auch schon auf 
die Fronttruppen übergegriffen. Mit 
Recht bezeichneten die Alliierten den 
österreichisch-ungarischen Angriffs­
versuch als "Hungeroffensive" :  Die 
k. u. k.-Truppen sollten im eroberten 
italienischen Hinterland ihre Versor­
gung mit Nahrungs- und Kriegsmit­
teln sicherstellen. Würden diese Ziele 
aber verfehlt, dann wäre der Krieg 
nicht mehr imstande, den Krieg zu 
nähren. Und so kam es dann auch; die 
Offensive mußte nach wenigen Tagen 
abgebrochen werden. "Am Vorabend 
der Piaveoffensive hatte Österreich 
noch 430 Waggons Getreide zur Verfü­
gung gehabt. Ab dem 1 7 .  Juni war für 
Wien kein Mehl mehr vorhanden" .  
(S. 576) Anfang Juli 1 9 1 8  war Öster­
reich-Ungarn konkursreif. 

Die materielle, gesellschaftliche und 
politische Lage der Österreichischen 
Industriearbeiterschaft, die Sozialpo­
litik und die Entwicklung der Ge­
werkschaften in den Kriegsjahren 
werden von Rauchensteiner nur am 
Rande verfolgt. Wie in anderen krieg­
führenden Staaten zwangen die wach­
senden ökonomischen und sozialen 
Probleme die Staatsführung im Laufe 
des Krieges in immer stärkerem Maße, 
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entgegen ihren auf Unterdrückung ge­
richteten Plänen, die Kooperation mit 
den einflußreichen Arbeiterorganisa­
tionen zu suchen (2). Trotz der widri­
gen Umstände waren die freien Ge­
werkschaften zur Zusammenarbeit 
bereit. Die Verhältnisse während des 
Krieges ermöglichten somit die Ein­
bindung der Arbeiterbewegung in den 
Staat und schufen auf diese Weise die 
Voraussetzungen für den zeitweiligen 
Übergang der politischen Macht auf 
die Sozialdemokraten in der Anfangs­
phase der Ersten Republik. Vier Pha­
sen sind in dieser Entwicklung auszu­
machen: 

Das bereits Ende 1912  beschlossene 
Kriegsleistungsgesetz stellte alle Män­
ner unter 50 Jahren unter Arbeits­
zwang, unterwarf die Verpflichteten 
militärischer Disziplin, ordnete zahl­
reiche Betriebe der Militärverwaltung 
zu und beseitigte das Koalitionsrecht 
der Arbeiter. Die Strategie der Ge­
werkschaften in dieser Ausnahmesi­
tuation zu Beginn des Krieges war es, 
die Organisationen unbeschädigt zu 
erhalten und keinen Anlaß für noch 
schärfere Unterdrückungsmaßnahmen 
der Behörden zu bieten. 

Während der zweiten Phase 1915/16 
suchten die Gewerkschaften mit 
Lohnbewegungen gegen die massiven 
Kaufkrafteinbußen der Arbeiterein­
kommen anzukämpfen. Bei den gege­
benen Machtverhältnissen waren al­
lerdings lediglich Teuerungszulagen 
zu den Vorkriegslöhnen zu erreichen, 
welche die Inflationsverluste der 
Reallöhne jeweils nur nachträglich 
und unvollständig abdeckten. Diese 
Mißerfolge schlugen sich in erhebli­
chen Mitgliederverlusten bei den frei­
en Gewerkschaften nieder. 

Die Ermordung des autoritären Mi­
nisterpräsidenten Stürgkh im Oktober 
1 9 1 6  bildete einen Wendepunkt. Die 
folgenden Regierungen wichen von der 
repressiven Vorgangsweise ab und 
versuchten dem drohenden gesell­
schaftlichen Zerfall mit der Einbezie­
hung von Vertretern der Arbeiter-
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schaft in die Entscheidungsprozesse 
zu begegnen. Im März 1 9 1 7  wurden für 
alle militärischen Zwecken dienenden 
Betriebe mit weitreichenden Kompe­
tenzen und Exekutivgewalt ausgestat­
tete Beschwerdekommissionen einge­
richtet, die für ruhige Arbeitsverhält­
nisse sorgen sollten. Aufgrund der pa­
ritätischen Besetzung kam den Vertre­
tern der Arbeiterschaft dort große Be­
deutung zu. Nun konnten auf Druck 
dieser Beschwerdekommissionen für 
viele Bereiche der Metallindustrie kol­
lektivvertragsähnliche Abmachungen 
durchgesetzt werden. Die entschiede­
nere Politik der Gewerkschaften 
brachte diesen einen starken Zulauf 
neuer Mitglieder. Die großen Streiks 
im Mai 1 9 1 7 ,  Jänner und Juni 1918 ,  
welche das Scheitern der staatlichen 
Bemühungen um erträgliche Lebens­
und Arbeitsverhältnisse widerspiegel­
ten, taten dem Aufschwung der Ge­
werkschaft keinen Abbruch mehr. 

Im Sommer 1918 begann mit dem 
fortschreitenden wirtschaftlichen Zu­
sammenbruch die vierte und letzte Pha­
se. Um den Arbeitern das Existenzmini­
mum zu sichern, kehrten die Gewerk­
schaften zu direkten Auseinanderset­
zungen mit den Unternehmern zurück. 
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Im Herbst dieses Jahres übernahm 
schließlich ein von der sich auflösenden 
staatlichen Verwaltung abgekoppeltes, 
paritätisches Industriekomitee die Kon­
trolle über den Arbeitsmarkt bei 
Kriegsende. In dieser bereits in die Ent­
stehungsphase der Ersten Republik 
hinüberreichenden Entwicklung kam 
die kurzfristige Machtverschiebung zu­
gunsten der Arbeiterschaft und ihrer 
Organisationen zum Ausdruck. 

Rauchensteiner ist es zweifellos ge­
lungen, ein Standardwerk über Öster­
reich (nicht Österreich-Ungarn! )  im 
Ersten Weltkrieg zu verfassen. Über­
dies ist das Buch flüssig, teilweise so­
gar spannend geschrieben, der Autor 
vermied jedes Pathos und auch - was 
ihm besonders anzurechnen ist - jegli­
che Nostalgie. 

Michael Mesch 

Anmerkungen 

(1) Vgl. die jüngere Aufsatzsammlung: 
Fischer, Fritz, Hitler war kein Betriebs­
unfall (München 1992). 

(2) Die folgende Darstellung basiert auf 
der Monographie: Grandner, Marga­
rete, Kooperative Gewerkschaftspolitik 
in der Kriegswirtschaft (Wien 1992). 
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